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Haupt- und Finanzausschuss 12.05.2016
Rat 19.05.2016
 
  öffentlich  Vorlage Nr. 264/2016-3

    Stand 07.04.2016
 
Betreff 
 

Änderung der Satzung über das Feuerschutzwesen 

 
Beschlussentwurf Haupt- und Finanzausschuss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem Rat wie folgt zu beschließen: Siehe Be-
schlussentwurf Rat. 
 
Beschlussentwurf Rat: 
 
Der Rat beschließt aufgrund des neuen Gesetzes über den Brandschutz, die Hilfeleistung 
und den Katastrophenschutz (BHKG) folgende 4. Satzung zur Änderung der Satzung über 
das Feuerschutzwesen der Stadt Bornheim vom 31.10.2000: 
 
4. Satzung zur Änderung der Satzung über das Feuerschutzwesen in der Stadt Bornheim 
vom 31.10.2000 
-Kostenpflichtige Einsätze der Freiwilligen Feuerwehr, Verdienstausfall für Selbständige und 
Brandverhütungsschauen- 
 
Die Präambel wurde wie folgt geändert: 
„Aufgrund der §§ 7, 8, 41 Abs. 1 Buchst. f) und 77 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666 / 
SGV. NRW. 2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 25. Juni 2015 (GV. NRW. S. 495), 
der §§ 21 Abs. 1 und 3, § 26 , § 52 Abs. 2, 3, 4 und 5 des Gesetzes über den Brandschutz, 
die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz vom 17. Dezember 2015 (GV. NRW. S. 886) 
sowie der §§ 4, 5 und 6 Kommunalabgabengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen vom 
21. Oktober 1969 (GV. NRW. S. 712), zuletzt geändert durch Artikel 5 des  Gesetzes vom 
12. Mai 2015 (GV. NRW. S. 448), beschließt der Rat der Stadt Bornheim  folgende 4. Sat-
zung zur Änderung der Satzung über das Feuerschutzwesen in der Stadt Bornheim vom 
31.10.2000.“ 
 
§ 1 Abs. 1 und 2 erhalten folgende Fassung:  
„(1) Die Stadt Bornheim unterhält für den Brandschutz und die Hilfeleistung eine Freiwillige 
      Feuerwehr nach Maßgabe des Gesetzes über den Brandschutz, die Hilfeleistung und 
      den Katastrophenschutz (BHKG). 
 
(2)Die Aufgabe der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Bornheim sind vorbeugende und ab- 
    wehrende Maßnahmen zum Schutze der Bevölkerung zu gewährleisten 
1. bei Brandgefahren (Brandschutz), 
2. bei Unglücksfällen oder solchen öffentlichen Notständen, die durch Naturereignisse,  
    Explosionen oder ähnliche Vorkommnisse verursacht werden (Hilfeleistung) und 
3. bei Großeinsatzlagen und Katastrophen (Katastrophenschutzgesetz)“ 
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§ 2 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
„(2)Die Stadt Bornheim verlangt Ersatz der ihr durch den Einsatz der Feuerwehr und der  
      hilfeleistenden Feuerwehr im Sinne von § 52 BHKG entstandenen Kosten 
 

1. von der Verursacherin oder dem Verursacher, wenn sie oder er die Gefahr oder den 
Schaden vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt hat, 

  
2. von der Eigentümerin oder dem Eigentümer eines Industrie- oder Gewerbetriebes für 

die bei einem Brand aufgewandten Sonderlösch- und Sondereinsatzmittel 
 

3. von der Betreiberin oder dem Betreiber von Anlagen oder Einrichtungen gemäß §§ 29 
            Abs. 1, 30 Abs. 1 Satz 1 oder 31 BHKG im Rahmen ihrer Gefährdungshaftung nach 
            sonstigen Vorschriften, 
  

4. von der Fahrzeughalterin oder dem Fahrzeughalter, wenn die Gefahr oder der Scha-
den bei dem Betrieb von Kraft-, Schienen-, Luft- oder Wasserfahrzeugen oder eines 
Anhängers, der dazu bestimmt ist von einem Kraftfahrzeug mitgeführt zu werden, 
entstanden ist, sowie von dem Ersatzpflichtigen in sonstigen Fällen der Gefährdungs-
haftung, 

 
5. von der Transportunternehmerin oder dem Transportunternehmer, der Eigentümerin 

oder dem Eigentümer, der Besitzerin oder dem Besitzer oder sonstigen Nutzungs-
berechtigten, wenn die Gefahr oder der Schaden bei der Beförderung von Gefahrstof-
fen oder anderen Stoffen und Gegenständen, von denen aufgrund ihrer Natur, ihrer 
Eigenschaften oder ihres Zustandes im Zusammenhang mit der Beförderung, Gefah-
ren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung, insbesondere für die Allgemeinheit, für 
wichtige Gemeingüter, für Leben und Gesundheit von Menschen sowie für Tiere und 
Sachen ausgehen können oder Wasser gefährdenden Stoffen entstanden ist, 

 
6. von der Eigentümerin oder dem Eigentümer, der Besitzerin oder dem Besitzer oder 

von sonstigen Nutzungsberechtigten, wenn die Gefahr oder der Schaden beim sons-
tigen Umgang mit Gefahrstoffen oder Wasser gefährdenden Stoffen gemäß Nummer 
5 entstanden ist, soweit es sich nicht um Brände handelt, 

 
7. von der Eigentümerin oder dem Eigentümer, der Besitzerin oder dem Besitzer oder 

sonstigen Nutzungsberechtigten einer Brandmeldeanlage außer in den Fällen nach 
Nr. 8, wenn der Einsatz Folge einer nicht bestimmungsgemäßen oder missbräuchli-
chen Auslösung war, 

 
8. von einem Sicherheitsdienst, wenn dessen Mitarbeiterin oder Mitarbeiter eine Brand-

meldung ohne eine für den Einsatz der Feuerwehr erforderliche Prüfung weiter gelei-
tet hat, 

 
9. von derjenigen Person, die vorsätzlich grundlos oder in grob fahrlässiger Unkenntnis 

der Tatsachen die Feuerwehr alarmiert hat, 
 

10. von der Veranstalterin oder dem Veranstalter, wenn Brandsicherheitswachen in Ver-
sammlungs- bzw. Ausstellungsräumen, bei Theater-, Zirkus- und Großveranstal-
tungen oder aus sonstigem Anlass auf Anordnung des Bürgermeisters nach Anhö-
rung des Leiters der Feuerwehr oder auf eigenen Antrag gestellt worden sind, 

 
 
Zu den Einsatzkosten gehören auch die notwendigen Auslagen für die kostenpflichtige He-
ranziehung Dritter. 
 
(3) Besteht neben der Pflicht der Feuerwehr zur Hilfeleistung die Pflicht einer anderen Be- 
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     hörde oder Einrichtung zur Schadenverhütung und Schadensbekämpfung, so sind der  
     Stadt Bornheim die Kosten für den Feuerwehreinsatz vom Rechtsträger der anderen Be- 
     hörde oder Einrichtung zu erstatten, sofern ein Kostenersatz nach Absatz 2 Satz 1 nicht 
     möglich ist. 
 
(4) Die Höhe des Kostenersatzes bestimmt sich nach dem anliegenden Kostentarif, der Be- 
     standteil dieser Satzung ist (Anlage 1). 
(5) Für den Kostenersatz ist die Zeit nach Minuten-Tarif lt. Anlage 1 vom Ausrücken der 
     Mannschaften, Fahrzeuge und Geräte vom Feuerwehrgerätehaus bis zur wiederherge- 
     stellten Einsatzbereitschaft maßgebend.“ 
 
§ 3 erhält folgende Fassung 
„(1)Für die Gestellung von Brandsicherheitswachen und für Leistungen der Freiwilligen  Feu-
erwehr der Stadt Bornheim, die über den im BHKG genannten Aufgabenbereich hinausge-
hen, können Entgelte erhoben werden.“ 
  
 
§ 4 erhält folgende Fassung 
 
„§ 4 – Kosten und Entgeltschuldner 
 
(1)Zur Zahlung des Kostenersatzes für Einsätze der Feuerwehr nach § 1 Abs. 2 sind die in 
§ 2 Abs. 2 genannten Personen verpflichtet. Mehrere Kostenersatzpflichtige haften als Ge-
samtschuldnerinnen oder Gesamtschuldner. 
  
(2)Zur Zahlung des Entgelts für die in § 3 Abs. 1 genannten sonstigen Hilfeleistungen der 
Feuerwehr ist diejenige Person verpflichtet, die die Leistung in Anspruch nimmt, bestellt oder 
bestellen lässt. Mehrere Entgeltpflichtige haften als Gesamtschuldnerinnen oder Gesamt-
schuldner.“ 
 
§ 6 Abs. 2 erhält folgende Fassung 
„(2)Bei Schäden Dritter hat die Kostenersatzpflichtige oder der Kostenersatzpflichtige oder 
die Entgeltpflichtige oder der Entgeltpflichtige die Stadt Bornheim von Ersatzansprüchen 
freizustellen, es sei denn, dass der Feuerwehr grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt.“ 
 
§ 8 erhält folgende Fassung 
„Eine Forderung aufgrund dieser Satzung kann die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister 
auf Antrag ganz oder teilweise stunden, niederschlagen oder erlassen, wenn ihre Erhebung 
im Hinblick auf die besonderen Umstände des Einzelfalles, insbesondere mit Rücksicht auf 
die wirtschaftlichen Verhältnisse der oder des Kostenersatz- und Entgeltpflichtigen eine un-
billige Härte darstellt oder dies aufgrund gemeindlichen Interesses gerechtfertigt ist.“ 
 
III. Abschnitt erhält folgende Fassung: 
„III. Abschnitt - Brandverhütungsschauen-“ 
 
§ 12 Abs. 1 erhält folgende Fassung 
„§ 12 - Zweck der Brandverhütungsschau 
(1) Die Brandverhütungsschau dient dem Zweck, vorbeugend zu prüfen, ob Gebäude und 
Einrichtungen, die in erhöhtem Maße brand- oder explosionsgefährdet sind oder in denen bei 
Ausbruch eines Brandes oder bei einer Explosion eine große Anzahl von Personen oder 
erhebliche Sachwerte gefährdet sind, den Erfordernissen des abwehrenden Brandschutzes 
entsprechen.“ 
 
§13 Abs. 1 Pkt. 1 erhält folgende Fassung 
„1. zur Durchführung der Brandverhütungsschau im Sinne von § 12 einschließlich deren Vor- 
und Nachbereitung. Dies gilt auch in den Fällen, in denen die für die Brandverhütungsschau 
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zuständige Dienststelle an Prüfungen der Bauaufsichtsbehörde beteiligt ist und dabei zu-
gleich eine Brandverhütungsschau vornimmt,“ 
 
§ 13 Abs. 2 erhält folgende Fassung 
„(2) Unberührt bleibt das Recht anderer Behörden, insbesondere der Bauaufsichtsbehörde, 
 zur Erhebung von Gebühren aufgrund besonderer Vorschriften, wenn sie in eigener  
 Zuständigkeit an der Durchführung der Brandverhütungsschau teilgenommen haben oder 
 nach Durchführung der Brandverhütungsschau tätig geworden sind.“ 
 
§ 16 erhält folgende Fassung 
 
„§ 16 - Zeitliche Folge der Brandverhütungsschau 
 
(1) Die zeitliche Folge der Brandverhütungsschau richtet sich bei Objekten, die Gegenstand 
von Sonderbau-Verordnungen oder baurechtlichen Anordnungen sind, nach den entspre-
chenden baurechtlichen Vorschriften. Im Übrigen ist die Brandverhütungsschau je nach Ge-
fährdungsgrad der in der Anlage 3 aufgeführten Objekte in Zeitabständen von längstens 
sechs Jahren durchzuführen. 
 
(2) Fehlen Vorschriften zu den Zeitabständen der Brandverhütungsschau, werden diese von 
der Stadt Bornheim unter Berücksichtigung des Gefährdungsgrades von Objekten nach 
pflichtgemäßem Ermessen festgelegt.“ 
 
§ 17 Abs. 1 erhält folgende Fassung 
„(1) Gebührenschuldner ist die Eigentümerin oder der Eigentümer, die Besitzerin oder der 
Besitzer, die sonstige Nutzungsberechtigte oder der sonstige Nutzungsberechtigte des der 
Brandverhütungsschau unterworfenen Objektes sowie diejenige oder derjenige, die oder der 
eine Leistung der Brandschutzdienststelle gem. § 13 Abs. 1 Nr. 3 beantragt. Mehrere Perso-
nen im Sinne des Satzes 1 haften als Gesamtschuldner.“ 
 
§ 18 Abs. 2 und 3 erhalten folgende Fassung 
„(2) Die Entrichtung der Gebühr kann ganz oder teilweise gestundet werden, wenn die Ent-
richtung innerhalb des angegebenen Zahlungszeitraumes eine erhebliche Härte für die 
Schuldnerin oder den Schuldner bedeuten würde und der Anspruch durch die Stundung 
nicht gefährdet erscheint. Die Stundung ist in der Regel nur auf Antrag und bei einer Gebüh-
renhöhe von über 500,00 € gegen Sicherheitsleistung zu gewähren. 
 
(3) Von der Erhebung der Gebühr kann abgesehen werden, soweit dies nach Lage des Ein-
zelfalles eine unbillige Härte wäre oder aufgrund gemeindlichen Interesses gerechtfertigt ist.“ 
 
Anlage 1, Abschnitt IV, Pkt. 3 und 4 erhalten folgende Fassung 
„3. Etwaige Leistungen Dritter (z.B. für die Reinigung und Entseuchung verschmutzter Gerä-
te, Ausrüstungsgegenstände und Fahrzeuge, für Transport pp.) werden zum Selbstkosten-
preis in Rechnung gestellt.  
Dies gilt auch für nicht mehr zu reinigende Geräte, Ausrüstungsgegenstände und Fahr-
zeuge. Ist hierdurch eine Einsatzfähigkeit nicht mehr gewährleistet, erfolgt Ersatzbeschaf-
fung auf Kosten der Kostenpflichtigen oder des Kostenpflichtigen. 
  
4. Bei der Beschädigung von Fahrzeugen und Geräten, die von der Kostenpflichtigen oder 
von dem Kostenpflichtigen zu vertreten sind, sind die Wiederherstellungskosten zu   
ersetzen. Im Falle des Verlustes ist Ersatz zu leisten.“ 
 
Anlage 2 erhält folgende Fassung 
„Zur Bemessung der Gebühren für die Durchführung der Brandverhütungsschau in der Stadt 
Bornheim gelten folgende Regelsätze: 
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1. Durchführung einer Brandverhütungsschau oder einer Nachschau am Objekt nach Dauer   
der Amtshandlung  
 
2. Vorbereitung und/oder Nachbereitung der Brandverhütungsschau entsprechend dem Ar-
beitsaufwand“ 
 
Sachverhalt 
 
Das bisherige Feuerschutz- und Hilfeleistungsgesetz (FSHG) ist mit Ablauf des 31.12.2015 
außer Kraft getreten. Das neue Gesetz „Brandschutz-, Hilfeleistungs- und Katastrophen-
schutzgesetz“ (BHKG) gilt ab 01.01.2016. 
 
Hierdurch waren die oben aufgeführten Änderungen erforderlich. 
 
Folgende inhaltliche wesentliche Änderungen wurden im BHKG beschlossen: 
 
-Die Kostenersatzplicht der Verursacherin oder des Verursachers wurde auch auf „grob fahr-
lässige“ Verursachung erweitert. (siehe § 2 Abs. 2 Pkt. 1). 
 
-Die Kostenersatzpflicht der Eigentümerin oder des Eigentümers eines Industrie- oder Ge-
werbebetriebes für die bei einem Brand aufgewandten Sonderlösch- und Sondereinsatzmittel 
wurde hinzugefügt (siehe § 2 Abs. 2 Pkt. 2). 
 
-In § 2 Abs. 2, Satz 2, wurden zur Abrechnung der Einsatzkosten die notwendigen Auslagen 
für die kostenpflichtige Heranziehung Dritter hinzugefügt. 
 
-§ 2 Abs. 5 wurde so geändert, dass eine Abrechnung von Kosten nun minutengenau erfol-
gen kann. 
 
-Die bisherige Brandschau wurde entsprechend der neuen Bezeichnung im BHKG in Brand-
verhütungsschau umbenannt (siehe Abschnitt III, §§ 12, 13, 16 sowie Anlage 2).  
 
-Der Zeitabstand für die Wiederholung der Brandverhütungsschau wurde auf 6 Jahre geän-
dert (siehe § 16 Abs. 1).  
 
-Die femininen und maskulinen Substantive (z. B. die Eigentümerin oder der Eigentümer) 
wurden entsprechend dem BHKG angepasst. 
 
Alle Änderungen wurden kursiv und unterstrichen hervorgehoben. 
 
Die geänderte Satzung über das Feuerschutzwesen in der Stadt Bornheim ist als Anlage bei-
gefügt. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
Die Einnahmen aus den kostenpflichtigen Einsätzen sind einsatzabhängig und nicht vorher-
sehbar. 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Satzung über das Feuerschutzwesen der Stadt Bornheim vom 31.10.2000 


